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Themenfeld  

Siedlungsstrukturen verkehrssparend gestalten 

Maßnahme   

Verdichtetes Wohnen und Arbeiten an Bahnhöfen und Haltestellen 

Hauptinstrument   

Fortentwicklung von Regionalplänen auf Grundlage von Zielen der Landesplanung 

Beschreibung der Maßnahme   

Alle Planungsebenen (Land, Region, Kommune) richten die Siedlungsentwicklung von 
Wohnen, Arbeit und Freizeit an nachhaltiger Mobilität aus. Die Siedlungsentwicklung – auch 
die gewerbliche – findet entlang der Entwicklungsachsen und der Eisenbahninfrastruktur 
statt.  

Der Landesentwicklungsplan (LEP) und die Regionalpläne regeln verbindliche 
Mindestdichten für Wohn- und Gewerbegebiete in verschiedenen Raumtypen und stellen 
Infrastrukturanforderungen für Ober-, Mittel- und Unterzentren sicher. Mischgebiete 
ermöglichen kurze Wege u. a. zwischen Arbeiten und Wohnen und sind daher reinen Wohn- 
und Gewerbegebieten vorzuziehen.  

Die Kommunen kümmern sich in Bestandsgebieten um Verdichtung und Durchmischung, 
damit die dortigen Bewohner:innen und Anlieger:innen von besseren Infrastrukturen 
profitieren. Regierungspräsidien und Regionalverbände unterstützen diese Veränderungen. 
So können Regionalverbände das Zusammenspiel von Versorgungseinrichtungen und 
Verkehrsangeboten moderieren. 

Verkehrliche Wirkung   

Kürzere Wege reduzieren die Verkehrsleistung insgesamt und führen zudem zu einer 
Verlagerung vom Pkw auf den Umweltverbund und stärken vor allem den Fußverkehr. 
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Klimaeffekt   

Die vermiedene Fahrleistung führt zu einem reduzierten Energieverbrauch und THG-
Emissionen. 

Die Verlagerung von Verkehrsleistung vom Pkw auf den Umweltverbund führt zu einer 
effizienteren Abwicklung von Verkehr, einem reduzierten Energieverbrauch und THG-
Emissionen, auch weil die Schiene mit einem zunehmenden Anteil an erneuerbarem, 
klimaneutralem Strom betrieben wird und der Rad- und Fußverkehr emissionsfrei sind. 

Bezüge zu anderen Maßnahmen   

Für verkehrssparende lokal angepasste Siedlungsstrukturen sind ein konsistentes Vorgehen 
aller Planungsebenen und eine enge Verzahnung mit (Nah-)Verkehrsplanung, 
Daseinsvorsorge (Gesundheit, Bildung, Freizeit), Strukturpolitik, Stadt- und 
Quartiersplanung sowie Baurecht relevant. Weniger Parkplätze im öffentlichen Raum 
unterstützen die Verdichtung, Mobilitätsstationen erleichtern den Übergang zwischen 
Verkehrsmitteln. 

Maßnahme 1 (Öffentliche Ladeinfrastruktur), Maßnahme 6 (Klimafreundliche Lkw), 
Maßnahme 7 (Güterverkehrsinfrastruktur), Maßnahme 11 (Straßenraum), Maßnahme 13 
(Pendeln und Dienstreisen), Maßnahme 15 (Radverkehrsnetze), Maßnahme 16 (Fußverkehr), 
Maßnahme 18 (Ortsmitte), Maßnahme 21 (Moderne Schieneninfrastruktur), Maßnahme 24 
(Klimamobilitätspläne), Maßnahme 25 (Verkehrsmanagement u. Verkehrssteuerung). 

Umsetzungsprozess   

Der neue LEP soll regionale und kommunale Siedlungsentwicklung konsequent auf die 
Verkehrswende ausrichten. Die Regierungspräsidien sollen auf Ziele und Grundsätze 
nachhaltiger Mobilität in formalen und informellen Prozessen achten.  

Kompetenzen der Regionalverbände zur Abstimmung von Mobilität und 
Siedlungsstrukturen im Bestand sollen gestärkt werden. Neue Regionalpläne sollen klare 



  Steckbrief 26 

 

Seite 4 von 5 

Vorgaben für nachhaltige Mobilität enthalten und eine darauf ausgerichtete 
Siedlungsentwicklung verankern.  

Bis 2030 soll die kommunale Bauleitplanung so aufgestellt sein, dass sie sich auf 
verdichtetes Wohnen und Arbeiten an Haltestellen des öffentlichen Verkehrs (ÖV) 
konzentriert. Nachverdichtungen sollen klare Priorität vor neuen Siedlungsgebieten haben. 

Landesaufgaben   

Die Landesplanung präzisiert für ambitionierten Klimaschutz Synergien zwischen Verkehrs- 
und Energiewende sowie Flächensparen. Der LEP löst Konflikte mit anderen 
gesellschaftlichen Zielvorstellungen auf.  

Das Land stellt aufgabenorientierte Personalkapazitäten bei Ministerien, 
Regierungspräsidien und Regionalverbänden bereit, damit die effiziente und verbindliche 
Umsetzung einer auf die Verkehrswende ausgerichteten Siedlungsentwicklung auf allen 
Planungsebenen funktioniert. Die Landesbauordnung regelt Vorgaben für 
Mobilitätskonzepte und Stellplätze für Pkw und Fahrräder so, dass die Verkehrswende in 
neuen wie bestehenden Wohngebieten und Arbeitsstandorten unterstützt wird. 

Rolle der Kommunen   

Die kommunale Flächennutzungs- und Bebauungsplanung fokussiert die Weiterentwicklung 
im Siedlungsbestand in Abstimmung mit der Region.  

Interkommunale Abstimmungs- und Planungsprozesse gestalten eine stimmige 
Siedlungsentwicklung über die eigene Gemarkung hinaus.  

Bei strategischen Entscheidungen zu Siedlungsentwicklung und Mobilität wird die 
kommunale bzw. regionale Bevölkerung beteiligt. 
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Forderungen an Bund und EU   

Auf Bundesebene muss eine verkehrsreduzierende Siedlungsentwicklung in 
Raumordnungs- und Baugesetz gestärkt und in Förderprogrammen zu Städtebau, 
Wohnungsbau und Verkehr aufgenommen werden.  

Auf EU-Ebene soll die Verkehrsreduzierung durch Siedlungspolitik in Strukturförderung und 
Verkehrspolitik (TEN-Knoten, Sustainable Urban Mobility Plan SUMP) aufgegriffen werden. 

Wirtschaftliche Bewertung   

Es ist anfangs mit einem höheren Personalaufwand zur Weiterentwicklung der 
Regionalplanung sowie durch erhöhten Moderations-, Beratungs- und Abstimmungsbedarf 
mit kommunalen und weiteren Akteuren zu rechnen. 

Langfristig fallen geringere öffentliche Kosten für Verkehrsinfrastruktur durch weniger 
Verkehrsfläche und bessere Bedingungen für Rad- und Fußverkehr sowie wirtschaftlicheren 
öffentlichen Verkehr inkl. Sharing an. 

Privatpersonen und Unternehmen werden durch sinkende Mobilitätskosten dank 
verdichteter und durchmischter Siedlungsstrukturen und der daraus resultierenden 
kürzeren Wege entlastet. 

Soziale Dimension   

Bei einer dichten Siedlungsentwicklung werden Wege für unterschiedliche Aktivitäten 
kürzer. Dies verringert die Kosten und den Zeitaufwand für Mobilität, was Zeit und 
Finanzmittel zur sozialen Teilhabe vergrößert. 

Stadt – Land Unterschiede  

Die Maßnahme zielt grundsätzlich auf alle Räume ab. Höherer Handlungsbedarf wegen 
dünnerer Besiedlung und damit engerem Austausch bei Vorgaben und Planungen besteht 
in ländlichen Räumen. Die anvisierten Ziele brauchen ein interkommunales und regionales 
Vorgehen. 

 




